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19. Gesetz: Verfassung der Bundeshauptstadt Wien (Wiener Stadtverfassung- \\1StV); Änderung. 

19. 1 mungen, an denen die Gemeinde mehrheitlich 

Gesetz vom 28. Feber 1977, mit dem die Ver-1 beteiligt ist. bt eine solche wirtschaftliche Unter­
fassung der Bundeshauptstadt Wien (Wiener nehmung an _e;ner anderen Unte~neh~1mg rnehr­

Stadtverfassung _ WStV) geändert wird 1 he1thch beteÜtgt, so erstreckt Sich die Prufung 
auch auf diese andere Unternehmung. Diese 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Die \t erfassung der Bundeshauptstadt Wien 
(Wiener Stadtverfassung - WStV), LGBI. für 
Wien Nr. 28/1968, in der Fassung der Kund­
machung LGBI. für Wien Nr. 1111970 und des 
Gesetzes LGBI. für Wien Nr. 33/1976 wird wie 
folgt geändert: 

§ 73 samt Überschrift hat zu !auten: 

„Kontrol1amt 

§ 73. (!) Das Ko11trollamt hat die gesamte Ge· 
barung der Gemeinde und der von Organen der 
Getneinde verwalteten, mit Reditspersönll<hkeit 
ausgestatteten Fonds und Stiftungen aUf die 
ziffernm::ißige Richtigkeit, auf die Ordnungs­
mäßigkeit und auf die Sparsamkeit, \V'irtschaft­
lichkeit und Zweckmäßigkeit zu prüfen (Geba­
rungskontrolle), Das Kontrolla1nt hat auch die 
den Organen der Gemeinde obliegende Vollzie­
hung der sich auf die Sicherheit des Lebens oder 
der Gesundheit von Menschen beziehenden be­
hördlichen Aufgaben zu prüfen; ebenso obliegt 
ihm Jie Prüfung, ob bei den von den Organen der 
Gemelnde verwalteten Einrichtungen und Anlagen, 
von denen eine Gefahr für die Sid1erheit des 
Lebens oder der Gesundheit von Menschen ausge­
hen kann, ausreid:iende, angemessene und ord~ 
nungsgemäße Sicherheitsmaßnahmen getroffen 
wurden (Sicherheitskontrolle). Von der Prüfung 
sind jedoch die sid1 auf die Cebarung und Sidter­
heit beziehenden Besdilüsse der Ztlständigen Kol­
iegialorgane ausgenommen. Der Bürgermeister 
hat in der Gesdiäftsordnung für den ?,.{agistrat 
vorzusehen, daß innerhalb des Kontrollamtes für 
die Geb.arungskontrolle und für die Sicherheits­
kontrolle je eine eigene Gruppe unter verant­
wortlicher Leitung eingerichtet wird. 

(2) Dem Kontrollamt obliegt auch die Prüfung 
der Gebarung von wirtschaftlichen Unterneh-
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Prüfungsbefugnisse des Kontrollamtes sind durch 
geeignete Maßnahmen sicherzuste!len. 

(3) Das Kontrollamt kann ferner die Gebarung 
von Einriditungen (wirtschaftli<he Unterneh­
mungen~ Vereine u. dgL) prüfen, an denen die 
Gemeinde in anderer Weise als nadi Abs. 2 be­
teiligt ist oder in deren Organen die Gemeinde 
vertreten ist, soweit sich die Gemeinde eine Kon­
trolle vorbehalten hat. Dies gilt auch für Ein­
richtungen, die Zuwendungen aus Gen1:eindemit­
teln erhalten oder für die die Gemeinde eine Haf­
tung übernimmt. 

(4) Der Konrrollamtsdirektor wird auf Vor­
schlag des Bürgermeisters vom Gemeinderat auf 
fünf Jahre bestellt. Er muß ein rechtskundiger 
Verwaltungsbeamter sein. Er kann nur durch Be­
schluß des Ge1neinderates abberufen werden. Das. 
übrige Personal des Kontrollamtes ist nad1 Vor­
sdllag des Kontrollamtsdirektors zuzuteilen. 

(5) Der Umfang und die Art der Prüfungs­
arbeit des Kontrollamtes, insbesondere die Aus­
wahl der Prüfobjekte> sowie die Durdiführung 
der einzelnen I>rojekte werden V'On1 Kontroll­
amtsdirektor im Rahmen der gesetzlichen Vor~ 
sdiriften unter Bedachtnahme auf die Aufgaben 
des Kontrollamtes sowie unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse des Amtsbetriebes festgelegt. 

(6) Das Kontrollamt berichtet unmittelbar an 
den Bürgermeister und mindestens einmal jähr­
lich über wid:itige Wahrnehmungen an den Ge­
meinderat. 

(7) Das Kontrollamt hat auf Besd:iluß des Ge­
meinderates sowie auf begründetes Ersud}en des 
Bürgermeisters oder eines amtsführenden Stadt­
rates in seinen Wirkungsbereich fallende beson­
dere Akte der Gebarungs- und . Sidierheirskon­
trolle durchzuführen und das Ergebnis dem er­
suchenden Organ mitzuteilen. 

(B) Führt eine Beanstandung oder Anregung 
des Kontrollamtes nidit zu dem von ihm beab~ 
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